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– Drucksache 20/965 –

Pläne der Bundesregierung zu einem Startchancen-Programm zur Unterstützung 
von 4 000 Schulen

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Bundesministerin für Bildung und Forschung Bettina Stark-Watzinger hat 
unter anderem in der „Welt am Sonntag“ vom 30. Januar 2022 angekündigt, 
dass die Bundesregierung 4 000 Schulen mit Bundesmitteln fördern wolle, um 
die Folgen der Corona-Pandemie zu mildern. Im Rahmen des im Koalitions-
vertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP verankerten 
Startchancen-Programms sollen nach Aussage der Bundesbildungsministerin 
Bettina Stark-Watzinger 4 000 Schulen zusätzliches Geld für Investitionen, ein 
Chancen-Budget sowie für Schulsozialarbeit erhalten.

 1. Auf welcher grundgesetzlichen Basis sollen nach den Plänen der 
Bundesregierung im Rahmen eines Startchancen-Programms mit Bun-
desmitteln Investitionen an 4 000 Schulen ermöglicht werden?

 2. Auf welcher grundgesetzlichen Basis soll nach den Plänen der Bundes-
regierung im Rahmen eines Startchancen-Programms mit Bundesmitteln 
4 000 Schulen ein Chancen-Budget zur Verfügung gestellt werden?

 3. Auf welcher grundgesetzlichen Basis soll nach den Plänen der Bundes-
regierung im Rahmen eines Startchancen-Programms mit Bundesmitteln 
an 4 000 Schulen Schulsozialarbeit gefördert werden?

Die Fragen 1 bis 3 werden im Zusammenhang beantwortet.
Das Programm befindet sich aktuell in der Konzeptionsphase. Zu gegebener 
Zeit werden die rechtlichen Grundlagen innerhalb der Bundesregierung abge-
stimmt und festgelegt werden.

 4. Sollen nach den Plänen der Bundesregierung im Rahmen des 
Startchancen-Programms bereits bestehende vergleichbare Programme in 
den Ländern, wie etwa das Programm „Talentschulen“ der Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalen oder das „PerspektivSchul-Programm“ des 
Landes Schleswig-Holstein, ausgeweitet werden?
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Oder sollen die Maßnahmen im Rahmen das Startchancen-Programms 
ergänzend und zusätzlich zu bereits funktionierenden vergleichbaren Pro-
grammen in den Ländern, wie etwa dem Programm „Talentschulen“ der 
Landesregierung Nordrhein-Westfalen oder dem „PerspektivSchul-
Programm“ des Landes Schleswig-Holstein, initiiert werden?

Oder sollen neue Programme geschaffen werden, die bereits bestehende 
Programme der Länder ersetzen?

Das Startchancen-Programm soll einen zusätzlichen Impuls für die Verbesse-
rung der Chancengerechtigkeit in der Bundesrepublik Deutschland bieten. Der 
Bundesregierung ist bekannt, dass in einigen Ländern bereits Förderprogramme 
für Schulen in sozial schwierigen Lagen existieren. Das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung sucht bei der Konzeption des Startchancen-Programms 
den Austausch mit den Ländern, um die Erfahrungen der Länder einzubeziehen 
und das Verhältnis zwischen dem geplanten Startchancen-Programm und beste-
henden Programmen der Länder zu klären.

 5. Sollen die Maßnahmen im Rahmen des Startchancen-Programms ergän-
zend und zusätzlich zu der Bund-Länder-Initiative „Schule macht stark“ 
initiiert werden oder werden beide Maßnahmen miteinander verbunden, 
und wenn ja, wie werden sie verbunden?

Bei der Konzeption des Startchancen-Programms sollen Synergien zu bestehen-
den Fördermaßnahmen und Initiativen berücksichtigt werden.

 6. Welche staatliche Entität wird für die Entscheidung, welche Schulen eine 
Förderung im Rahmen des Startchancen-Programms erhalten sollen, zu-
ständig sein?

 7. Anhand welcher Kriterien und auf Basis welcher Daten sollen die für das 
Programm geeigneten und förderfähigen Schulen nach den Plänen der 
Bundesregierung identifiziert und für eine Förderung ausgewählt wer-
den, und welchen Handlungsspielraum sollen die Länder bei diesem 
Auswahlprozess und bei der Definition der Auswahlkriterien erhalten, 
beziehungsweise inwieweit soll der Bund nach den Plänen der Bundes-
regierung bei der Auswahl mitwirken können?

 8. Plant die Bundesregierung, die für das Startchancen-Programm einge-
planten Mittel im Wege des Königsteiner Schlüssels auf die Länder zu 
verteilen, und falls nein, anhand welcher Kriterien sollen diese Mittel auf 
die Länder verteilt werden?

Sollen sie beispielsweise nach der Anzahl von Schulen in sozial benach-
teiligten Lagen in den einzelnen Ländern verteilt werden?

 9. Wie viel Prozent der Investitionsmittel des Startchancen-Programms sol-
len nach den Plänen der Bundesregierung für klimagerechte und barriere-
freie Umbaumaßnahmen genutzt werden können?

10. Wie groß soll nach den Plänen der Bundesregierung der Anteil der be-
rufsbildenden Schulen an den angekündigten zu fördernden 4 000 Schu-
len sein?
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11. Sollen die Schulen nach den Plänen der Bundesregierung das geplante 
Chancen-Budget auch für die Zusammenarbeit mit privatwirtschaftlichen 
Akteuren oder sonstigen nichtstaatlichen Entitäten nutzen können, und 
wenn ja, welche Kriterien sollen diese nach den Plänen der Bundesregie-
rung erfüllen müssen?

Die Fragen 6 bis 11werden im Zusammenhang beantwortet.
Das Verfahren zur Auswahl der geförderten Schulen, die konkrete Ausgestal-
tung des Investitionsprogramms, einschließlich der Details zu den Förderge-
genständen und dem Kreis der Förderempfänger sowie die nähere Ausgestal-
tung des geplanten Chancenbudgets werden Gegenstand sowohl der weiteren 
Vorabstimmungen innerhalb der Bundesregierung und der anschließenden Ver-
handlungen zwischen Bund und Ländern sein.
Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 1 bis 3 verwiesen.
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